
— der Kommission die Kosten des Verfahrens aufzuerlegen. 

Klagegründe und wesentliche Argumente 

Mit der angefochtenen Entscheidung hat die Kommission die 
aus dem EFRE während des Zeitraums vom 1. Januar 1994 
bis 31. Dezember 1999 für das Programm Vorbeugender Hoch­
wasserschutz Rhein-Maas im Rahmen der Gemeinschaftsinitia­
tive IC Interreg II/C im Königreich Belgien, in der Bundesrepu­
blik Deutschland, im Großherzogtum Luxemburg und im Kö­
nigreich der Niederlande gewährte Finanzhilfe gekürzt. 

Zur Begründung ihrer Klage macht die Klägerin drei Kla­
gegründe geltend. 

Als ersten Klagegrund trägt die Klägerin vor, dass die Voraus­
setzungen von Art. 24 Abs. 2 der Verordnung (EWG) Nr. 
4253/88 ( 1 ) für eine Finanzkorrektur nicht gegeben seien. 
Nach Auffassung der Klägerin berechtige diese Vorschrift die 
Kommission nicht zu Finanzkorrekturen für Verwaltungsfehler 
oder vermeintlich unzulängliche Verwaltungs- und Kontrollsys­
teme. Ferner wird geltend gemacht, dass selbst wenn Verwal­
tungsfehler oder unzulängliche Verwaltungs- und Kontrollsys­
teme von Art. 24 der Verordnung Nr. 4253/88 erfasst wären, 
eine Finanzkorrektur nicht in Betracht käme. Zum einen könn­
ten „Unregelmäßigkeiten“, wie sie die Kommission hier bean­
standet, Finanzkorrekturen nur dann rechtfertigen, wenn sie 
sich negativ auf den Haushalt der Union auswirken oder aus­
gewirkt hätten. Dies sei der Klägerin zufolge bei den von der 
Kommission beanstandeten Maßnahmen nicht der Fall gewesen. 
Zum anderen trägt die Klägerin vor, dass bei einer Reihe der 
beanstandeten Projekte auch in der Sache kein Gemeinschafts­
rechtsverstoß vorläge. 

Als zweiten Klagegrund wird geltend gemacht, dass die Kom­
mission zu pauschalierten und extrapolierten Finanzkorrekturen 
nach der Verordnung Nr. 4253/88 nicht berechtigt gewesen sei. 
Die Klägerin trägt diesbezüglich vor, dass der klare Wortlaut des 
Art. 24 dieser Verordnung an konkrete Fälle und bezifferbare 
Beträge anknüpfe. 

Im Rahmen des dritten Klagegrundes rügt die Klägerin die Ver­
letzung des Verhältnismäßigkeitsgrundsatzes und die Unzuläs­
sigkeit einer staatenübergreifenden Extrapolation, auf deren 
Grundlage ein Mitgliedstaat zwangsläufig für die Fehler eines 
anderen Mitgliedstaates einzustehen habe. 

( 1 ) Verordnung (EWG) Nr. 4253/88 des Rates vom 19. Dezember 1988 
zur Durchführung der Verordnung (EWG) Nr. 2052/88 hinsichtlich 
der Koordinierung der Interventionen der verschiedenen Struktur­
fonds einerseits und zwischen diesen und den Interventionen der 
Europäischen Investitionsbank und der sonstigen vorhandenen Fi­
nanzinstrumente andererseits (ABl. Nr. L 374, S. 1). 

Klage, eingereicht am 8. März 2010 — 
Deutschland/Kommission 

(Rechtssache T-116/10) 

(2010/C 134/70) 

Verfahrenssprache: Deutsch 

Parteien 

Klägerin: Bundesrepublik Deutschland (Prozessbevollmächtigte: J. 
Möller und Rechtsanwalt U. Karpenstein) 

Beklagte: Europäische Kommission 

Anträge der Klägerin 

— Den Beschluss K(2009) 10675 der Kommission vom 23. 
Dezember 2009 über die Kürzung der gemäß der Entschei­
dung K(97) 1120 der Kommission gewährten Unterstützung 
aus dem Europäischen Fonds für regionale Entwicklung 
(EFRE) für das Ziel 2-Programm Nordrhein-Westfalen 
(1997-1999) in der Bundesrepublik Deutschland für nichtig 
zu erklären; 

— der Kommission die Kosten des Verfahrens aufzuerlegen. 

Klagegründe und wesentliche Argumente 

Mit der angefochtenen Entscheidung hat die Kommission die 
aus dem EFRE für das Programm Ziel 2-Programm Nord­
rhein-Westfalen (1997-1999) in der Bundesrepublik Deutsch­
land gewährte Unterstützung gekürzt. 

Zur Begründung ihrer Klage macht die Klägerin vier Kla­
gegründe geltend. 

Als ersten Klagegrund trägt die Klägerin vor, dass die Kommis­
sion den Sachverhalt fehlerhaft gewürdigt habe. Nach Auffas­
sung der Klägerin habe die Kommission falsche Beträge in die 
Berechnung der von ihr zugrunde gelegten Fehlerquote einbezo­
gen. 

Im Rahmen des zweiten Klagegrundes wird geltend gemacht, 
dass die Voraussetzungen von Art. 24 Abs. 2 der Verordnung 
(EWG) Nr. 4253/88 ( 1 ) für eine Finanzkorrektur nicht gegeben 
seien. Nach Auffassung der Klägerin berechtige diese Vorschrift 
die Kommission nicht zu Finanzkorrekturen für Verwaltungs­
fehler oder vermeintlich unzulängliche Verwaltungs- und Kon­
trollsysteme. Ferner wird geltend gemacht, dass auch aus ande­
ren Gründen eine Finanzkorrektur in dem von der Kommission
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angenommenen Umfang nicht in Betracht komme. Zum einen 
könnten „Unregelmäßigkeiten“, wie sie die Kommission hier 
beanstandet, Finanzkorrekturen nur dann rechtfertigen, wenn 
sie sich negativ auf den Haushalt der Union auswirken oder 
ausgewirkt hätten. Dies sei der Klägerin zufolge bei den von 
der Kommission beanstandeten Verhaltensweisen nicht der Fall 
gewesen. Zum anderen trägt die Klägerin vor, dass bei einer 
Reihe der beanstandeten Projekte auch in der Sache kein Ge­
meinschaftsrechtsverstoß vorläge. 

Als dritten Klagegrund wird geltend gemacht, dass die Kommis­
sion zu pauschalierten und extrapolierten Finanzkorrekturen 
nach der Verordnung Nr. 4253/88 nicht berechtigt gewesen 
sei. Die Klägerin trägt diesbezüglich vor, dass der klare Wortlaut 
des Art. 24 dieser Verordnung an konkrete Fälle und beziffer­
bare Beträge anknüpfe. 

Im Rahmen des letzten Klagegrundes trägt die Klägerin vor, dass 
selbst wenn man von der Zulässigkeit pauschalierter und extra­
polierter Finanzkorrekturen ausginge, diese in concreto rechtswid­
rig seien. Diesbezüglich wird angeführt, dass die Kommission 
weder die „Systemimmanenz“ der von ihr beanstandeten Ver­
haltensweisen dargelegt habe, noch entsprächen die pauschalen 
Finanzkorrekturen dem Grundsatz der Verhältnismäßigkeit. 

( 1 ) Verordnung (EWG) Nr. 4253/88 des Rates vom 19. Dezember 1988 
zur Durchführung der Verordnung (EWG) Nr. 2052/88 hinsichtlich 
der Koordinierung der Interventionen der verschiedenen Struktur­
fonds einerseits und zwischen diesen und den Interventionen der 
Europäischen Investitionsbank und der sonstigen vorhandenen Fi­
nanzinstrumente andererseits (ABl. Nr. L 374, S. 1). 

Klage, eingereicht am 8. März 2010 — ClientEarth u. 
a./Kommission 

(Rechtssache T-120/10) 

(2010/C 134/71) 

Verfahrenssprache: Englisch 

Parteien 

Kläger: ClientEarth (London, Vereinigtes Königreich), Transport 
& Environment (Brüssel, Belgien) European Environmental Bu­
reau (Brüssel) und BirdLife International (Brüssel) (Prozessbevoll­
mächtigter: S. Hockman QC, Barrister) 

Beklagte: Europäische Kommission 

Anträge 

Die Kläger beantragen, 

— festzustellen, dass die Beklagte gegen die Verordnung (EG) 
Nr. 1049/2001 ( 1 ) und die Verordnung (EG) Nr. 
1367/2006 ( 2 ) verstoßen hat; 

— festzustellen, dass die Gründe für die Verweigerung eines 
Dokuments nach Art. 4 Abs. 3 der Verordnung (EG) Nr. 
1049/2001 schriftlich innerhalb der vorgeschriebenen Fris­
ten des zweistufigen Verwaltungsverfahrens angegeben wer­
den müssen oder auf ihre Geltendmachung im Rahmen der 
rechtlichen Verteidigung verzichtet wird und dass sie ande­
renfalls nicht vom Gericht zu prüfen sind; 

— die angefochtene Entscheidung vom 9. Februar 2010 
(SG.E3/MM/psi-Ares (2010)70321) für nichtig zu erklären, 
mit der die Kommission mitgeteilt hat, dass sie beabsichtigt, 
den Klägern bestimmte Dokumente, die Umweltinformatio­
nen enthalten, nicht offenzulegen; 

— die Beklagte zu verurteilen, nach Art. 10 der Verordnung 
(EG) Nr. 1049/2001 unverzüglich und unredigiert Zugang 
zu allen angeforderten Dokumenten zu gewähren, die sie im 
Laufe ihrer Prüfung des Antrags vom 15. Oktober 2009 und 
des Zweitantrags vom 17. Dezember 2009 angeführt hat, 
sowie zu allen Dokumenten, die im Rahmen dieses Vor­
gangs erstellt worden sind; 

— der Beklagten die Kosten der Kläger einschließlich der Kos­
ten etwaiger Streithelfer aufzuerlegen. 

Klagegründe und wesentliche Argumente 

Mit der vorliegenden Klage beantragen die Kläger nach Art. 263 
AEUV die Nichtigerklärung der Entscheidung der Kommission 
vom 9. Februar 2010, mit der die Beklagte mitgeteilt habe, dass 
sie beabsichtige, ihnen bestimmte, von ihr nach der Richtlinie 
2009/28/EG ( 3 ) erstellte und/oder verwendete Dokumente, die 
Umweltinformationen über Treibhausgasemissionen aus der 
Herstellung von Biokraftstoffen enthielten, nicht offenzulegen. 

Die Kläger stützen ihre Klage auf folgende Klagegründe: 

Erstens, Verstoß gegen Art. 8 der Verordnung (EG) Nr. 
1049/2001 wegen nicht rechtzeitiger Offenlegung von Doku­
menten oder nicht rechtzeitiger Angabe von Gründen hierfür. 
Der Antrag sei am 15. Oktober 2009 eingereicht worden. Die 
Beklagte habe ihn teilweise abgelehnt und dabei vier Dokumente 
freigegeben und ungefähr zweihundert Dokumente nicht freige­
geben. Die Kläger hätten die Grundlage der Ablehnung in Frage 
gestellt. Am 9. Februar 2010, dem Ende der in der Verordnung 
vorgeschriebenen Frist, habe die Kommission es abgelehnt, die 
übrigen Dokumente offenzulegen oder stichhaltige Gründe für 
ihre Weigerung anzugeben.
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